
 

Merkblatt „Interessenkonflikte öffentliche Auftraggeber“  
 

Dieses Merkblatt wird allen öffentlichen Auftraggebern im Zusammenhang mit der ELER-
Förderung ausgehändigt, um über die rechtlichen Vorgaben zum Umgang mit Interessenkonflikten 
aufzuklären. Der Empfang dieses Merkblattes ist entsprechend Nummer 4.5 der Erklärungen zum 
Förderantrag zu bestätigen. 

 

Die nachstehenden Ausführungen geben die für ELER-Förderungen wichtigsten, aber nicht ab-
schließenden Rechtsquellen wieder. Eventuell weitere, einschlägige Vorschriften zu Interessen-
konflikten, die hier nicht aufgeführt sind, sind ebenfalls zu beachten.  

 

Ein nicht sachgerechter Umgang mit Interessenkonflikten kann insbesondere bei öffentlichen 
Vergabeverfahren zum Förderausschluss führen (100-%-Fehler).  

Auf Interessenkonflikte ist besonders zu achten.  

 

Die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) hat 

folgende Definition vorgeschlagen:1 

„Ein ‚Interessenkonflikt’ ist ein Konflikt zwischen der öffentlichen Aufgabe und den privaten Interes-
sen eines Beamten, bei dem die privaten Interessen des Beamten diesen bei der Ausübung seiner 
amtlichen Aufgaben und Zuständigkeiten in unzulässiger Weise beeinflussen können.“ 

 

1. Gemäß § 16 der Vergabeverordnung (VgV)2 sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
ausgeschlossene Personen: 

„(1) Als Organmitglied oder Mitarbeiter eines Auftraggebers oder als Beauftragter oder als Mitar-
beiter eines Beauftragen eines Auftraggebers dürfen bei Entscheidungen in einem Vergabeverfah-
ren für einen Auftraggeber als voreingenommen geltende natürliche Personen nicht mitwirken, so-
weit sie in diesem Verfahren  

1. Bieter oder Bewerber sind, 

2. einen Bieter oder Bewerber beraten oder sonst unterstützen oder als gesetzliche Vertreter oder 
nur in dem Vergabeverfahren vertreten, 

1 Siehe „Managing Conflict of Interest in the Public Service“, OECD GUIDELINES AND COUNTRY EXPERIENCES, S. 
24-25, http://www.oecd.org/corruption/ethics/48994419.pdf. Die OECD unterscheidet drei Arten von Interessenkonflik-
ten: 
- Ein tatsächlicher Interessenkonflikt ist ein Konflikt zwischen der öffentlichen Aufgabe und privaten Interessen eines 

Beamten, bei dem private Interessen einen Beamten bei der Ausübung seiner amtlichen Aufgaben und Zuständigkei-
ten unzulässig beeinflussen könnten. 

- Ein scheinbarer Interessenkonflikt ist gegeben, wenn es zwar scheint, als könnten die privaten Interessen eines Be-
amten ihn bei der Ausübung seiner amtlichen Aufgaben unzulässig beeinflussen, diese unzulässige Beeinflussung 
tatsächlich aber nicht gegeben ist. 

- Ein potenzieller Interessenkonflikt entsteht, wenn bei einem Beamten private Interessen bestehen, durch die sich bei 
der künftigen Beteiligung dieses Beamten an relevanten (d. h. in Konflikt stehenden) Aufgaben ein Interessenkonflikt 
ergeben würde. 

2 In der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 15. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3854). 
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3. a) bei einem Bieter oder Bewerber gegen Entgelt beschäftigt oder bei ihm als Mitglied des Vor-
standes, Aufsichtsrates oder gleichartigen Organs tätig sind oder 

 b) für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes Unternehmen tätig sind, wenn dieses Unter-
nehmen zugleich geschäftliche Beziehungen zum Auftraggeber und zum Bieter oder Bewer-
ber hat, 

  es sei denn, dass dadurch für die Personen kein Interessenkonflikt besteht oder sich die Tä-
tigkeiten nicht auf die Entscheidungen in dem Vergabeverfahren auswirken. 

 

(2) Als voreingenommen gelten auch die Personen, deren Angehörige die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind der Verlobte, der Ehegatte, Lebenspartner, Ver-
wandte und Verschwägerte gerader Linie, Geschwister, Kinder der Geschwister, Ehegatten und 
Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Ehegatten und Lebenspartner, Geschwister 
der Eltern sowie Pflegeeltern und Pflegekinder.“ 

 

2. Artikel 57 VO (EU, EURATOM) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlamentes und des Ra-
tes vom 25.10.2012: 

„(1) Finanzakteure und sonstige Personen, die in den Bereichen Haushaltsvollzug und Finanzma-
nagement – einschließlich als Vorbereitung hierzu dienender Handlungen –, Rechnungsprüfung 
und Kontrolle Aufgaben wahrnehmen, müssen jede Handlung unterlassen, durch die eigene Inte-
ressen mit denen der Union in Konflikt geraten könnten. Besteht ein solches Risiko, hat der betref-
fende Handlungsträger von dieser Handlung abzusehen und den bevollmächtigten Anweisungsbe-
fugten zu befassen, der schriftlich bestätigt, ob ein Interessenkonflikt vorliegt. Der betreffende 
Handlungsträger unterrichtet auch seinen Dienstvorgesetzten. Liegt ein Interessenkonflikt vor, 
stellt der betreffende Handlungsträger alle seine Tätigkeiten in der Angelegenheit ein. Der bevoll-
mächtigte Anweisungsbefugte trifft persönlich alle weiteren geeigneten Maßnahmen. 

 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 besteht ein Interessenkonflikt, wenn ein Finanzakteur oder eine 
sonstige Person nach Absatz 1 aus Gründen der familiären oder privaten Verbundenheit, der politi-
schen Übereinstimmung oder der nationalen Zugehörigkeit, des wirtschaftlichen Interesses oder 
aus anderen Gründen, die auf einer Gemeinsamkeit der Interessen mit dem Begünstigten beru-
hen, seine bzw. ihre Aufgaben nicht unparteiisch und objektiv wahrnehmen kann.“ 

 

 

3. § 41 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)3 – Mitwirkungsverbot: 

„(1) Ehrenamtlich Tätige dürfen in Angelegenheiten der Kommunen nicht beratend oder entschei-
dend mitwirken, wenn die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil für folgende Per-
sonen bringen kann:  

1. sie selbst,  

3 Vom 17. Dezember 2010 (Nds.GVBl. Nr.24/2011 S.353), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Ok-
tober 2014 (Nds. GVBl. Nr. 21/2014 S. 291) - VORIS 20300 - 
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2. ihre Ehegattin, ihren Ehegatten, ihre Lebenspartnerin oder ihren Lebenspartner im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes,  

3. ihre Verwandten bis zum dritten oder ihre Verschwägerten bis zum zweiten Grad während 
des Bestehens der Ehe oder der Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes oder  

4. eine von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretene Person.  

Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich aus der Entscheidung selbst ergibt, 
ohne dass, abgesehen von der Ausführung von Beschlüssen nach § 85 Absatz 1 Nummer 2, wei-
tere Ereignisse eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
ehrenamtlich Tätigen an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Angehörige einer Be-
rufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt sind, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegen-
heit berührt werden.  

(2) Das Verbot des Absatzes 1 Sätze 1 und 2 gilt auch für ehrenamtlich Tätige, die gegen Entgelt 
bei einer natürlichen oder juristischen Person des öffentlichen oder privaten Rechts oder einer Ver-
einigung beschäftigt sind, wenn die Entscheidung diesen Dritten einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen kann.  

(3) Das Verbot des Absatzes 1 Sätze 1 und 2 gilt nicht für  

1. die Beratung und Entscheidung über Rechtsnormen,  

2. Beschlüsse, welche die Besetzung unbesoldeter Stellen oder die Abberufung aus ihnen be-
treffen,  

3. Wahlen,  

4. ehrenamtlich Tätige, die dem Vertretungsorgan einer juristischen Person als Vertreterin o-
der Vertreter der Kommune angehören.  

(4) Wer annehmen muss, nach den Vorschriften der Absätze 1 und 2 an der Beratung und Ent-
scheidung gehindert zu sein, hat dies vorher mitzuteilen. Ob ein Mitwirkungsverbot besteht, ent-
scheidet die Stelle, in der oder für welche die ehrenamtliche Tätigkeit ausgeübt wird. Wird über 
eine Rechtsnorm beraten oder entschieden (Absatz 3 Nummer 1), so hat die ehrenamtlich tätige 
Person vorher mitzuteilen, wenn sie oder eine der in Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 genannten 
Personen ein besonderes persönliches oder wirtschaftliches Interesse am Erlass oder Nichterlass 
der Rechtsnorm hat.  

(5) Wer nach den Vorschriften der Absätze 1 und 2 gehindert ist, an der Beratung und Entschei-
dung einer Angelegenheit mitzuwirken, hat den Beratungsraum zu verlassen. Bei einer öffentlichen 
Sitzung ist diese Person berechtigt, sich in dem für Zuhörerinnen und Zuhörer bestimmten Teil des 
Beratungsraumes aufzuhalten.  

(6) Ein Beschluss, der unter Verletzung der Vorschriften der Absätze 1 und 2 gefasst worden ist, 
ist unwirksam, wenn die Mitwirkung für das Abstimmungsergebnis entscheidend war. § 10 Absatz 
2 Satz 1 gilt jedoch entsprechend. Wenn eine öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses nicht 
erforderlich ist, beginnt die Frist nach § 10 Absatz 2 Satz 1 mit dem Tag der Beschlussfassung.“ 
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